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Kläger und Revisionsbeklagten‚

.hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 180 Februar 1959

für Recht erkannt; '. ‘

Das Urteil des Lendessozialgerichts Nordrhein—
Westfelen vom 12 Juli 1956 wird aufgehoben; die

Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht zurückverwieseno

Von Rechts wegen?
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Der Kläger erhielt nach dem Bescheid des Versorgungsamts

(Ver30rng) Dortmund vom 21„ Iovember 1944 auf Grund der da—

maligen versorgungsrechtliohen Vorschriften wegen &) "Ver—

steifung und mäßige Verkrüämung der unteren Brust— und Len—
denwirbelsäule nach hinten (Bechterewsche Erkrankung) im

Sinne der Verschlimmerung" und b) "zu Rückfällen neigende

Darmstörungen im Sinne der Entstehung" als Schädigungsfolgen

ein Versehrtengeld nach Stufe llo '

Mit Bescheid vom 20 April 1948 bewilligte die Ruhrkneppscheft
in Bochum dem Kläger auf Grund der Sozialversicherungsdirek—

tive Nr° 27 (SVDNr„ 27) ab 1„ August 1947 eine Versorgungs—
rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE„) von
50 V„H„; "auf Kriegseinwirkungen zurückzuführen" seien:

"Versteifung und mäßige Verkrümmung der unteren Brust— und
Lendenwirbelsäule nach hinten (Bechterewsche Erkrankung),

zu Rückfällen neigende Dermstörungen"° Am 16° Dezember 1948

erteilte die Ruhrknappschaft dem Kläger einen weiteren Be—

scheid nach der SVD Nr„ 27; darin wurden als Folge von Kriegs—

einwirkungen "Bechterewsche Erkrankung schweren Grades und

Zustand nach wiederholter Anel;roleps—Operetion" anerkannt;

die MdB, wurde vom l° Oktober 1947 an mit 70 v„Ho bewerteto
Mit Bescheid vom 9„ Dezember 1949 setzte die Ruhrknappschaft

die Lidl]° vom l„ September 1949 an auf 80 V.H° fest; die Schä—
digungsfolgen bezeichnete sie wie bisher„ Gegen diesen Bescheid

erhob der Kläger an 2„ Januar 1950 Einspruch: seine MdB° be—

trage mindestens 90 v„H„ Die Ruhrknappschaft holte im Ein—

3pruchsverfahren ein Gutachten des Profo Dr„_B.xxxx vom
Knappschaftskrankenhaus Hamm ein° Dieser Sachverständige führ—

te in seinem Gutachten vom 5„ April 1950 aus, infolge Zunahme

der Krankheitsersoheinungen an der Wirbelsäule liege bei dem

Kläger nunmehr eine KdE‚ von 100 V„H„ vor; es treffe zu, daß

der Kläger sich nicht mehr allein ausziehen könne°
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‚“:3“

Mit Schreiben vom 10 Juni 1950 teilte die Ruhrknappschaft

dem Kläger den wesentlichen Inhalt des Gutachtens von Prof°

Dr„ B‚xxxx mit; sie fügte hinzu? daß sie sich dieser Beur—

teilung anschliéße; sie sei EBQEEÄEE bereit, dem Kläger ab

25a Februar 1950 ein Pflegegeld nach Stufe I zu
gewähren;'

er sei auch befugt9 die IIW Wagenklasse zu benutzen und eine

Begleitperson mitzunehmen; abschließend hieß es: "Bei dieser

Sachlage bitten wir innerhalb von vierzehn Tagen um Mittei—

lung nach hier? ob Sie Ihren Einspruch zurückziehen"o Mit

Schreiben vom 26‚ Juni 1950 erklärte der Kläger‚ daß er den

Einspruch zurücknehme9 dabei setze‘er voraus? daß die Ruhr—

knappschaft entsprechend ihrem Schreiben vom 1„ Juni 1950

ab 250 Februar 1950 eine Rente nach einer th„ von 100 vf‚Ho

und Pflegegeld gewährec

Am 299 August 1950 teilte die Ruhrknappschaft dem Kläger mit9

bei einer Überprüfung seiner Versergungsangelegenheit sei

festgestellt werden, daß die Bechterewsche Erkrankung ur—

sprünglich (durch Bescheid des Versorgungsamts‘Dortmund vom
‘21„11„1944) nur im Sinne der Verschlimmerung als Schädigungs—

folge anerkannt werden sei; dies sei bisher übersehen uorden;

in den bisherigen Versorgungsbescheiden der Ruhrknappschaft

sei daher die gesamte MdB° als Schädigungsfolge festgestellt

und berentet werden; der Sachverständige Prof„ B.xxxX habe

in einem weiteren Gutachten vom 270 Juli 1950 ausgeführt? daß

für die Erwerbsunfähigkeit des Klägers nicht ausschließlich

der Wehrdienst ve*antwortlich sei; durch die Verschlimmerung

erhöhe sich die MdE„ auch jetzt noch von 50 VOH„ auf 70 v„H„9

dagegen gingen weitere Verschlimmerun‚sschübe nicht mehr zu

Lasten des Uehrdienstes; die Rente, die zuletzt nach einer

MdE„ von 80 VQH„ berechneMWOrden sei, werde daher entzogen;

die Rente werde entsprechend einer MdB° von 70 V„H‚ neu fest—

gestellt; nieruber werde dem Kläger noch ein rechtsmittelfä—

higer Bescheid erteilt° Der angekündigte Bescheid erging am
18„ September 1950; es hieß dort zunächst vorgedruckt: "Eine

Rente für Kriegsbeschädigte nach den Grundsätzen der Unfall—

versicherung — SVD Nr„ 27 in Verbindung mit den hierzu er—
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lassenen Sozialversi0herungsanordnungen (SVA) 11 und 53 —

wird umgerechnet und neu festgestellt, wenn eine wesentliche

Änderung in den Verhältnissen, die für die Feststellung der

Rente maßgebend waren, eingetreten ist". In dem Bescheid

wurda1die Versorgungsbezüge nunmehr ab 1° November 1950 neu

festgestellt; dem Kläger wurde eine Rente nach einer MdE„

von 70»V„Ho gewährt; als Schädigungsfolgen wurden jetzt an—

erkannt: " 10 Zustand nach wiederholter Analprolaps—Operatioh

im Sinne der Entstehung, 2° Bechterews0he Erkrankung im Sin—

ne der Verschlimmerung"; hinzugefügt wurde noch:"Bei der

Beurteilung der bisherigen Erwerbseinbuße handelt es sich

um eine Fehlbeurteilung° Nach dem Gutachten des Knappschafts—

Krankenhauses Hamm vom 27„ Juli 1950 können Verschlimmerungs—

schübe, die über eine MdB° von 70 VOH° hinausgehen, nicht

mehr dem Kriegsdienst zur Last gelegt werden; sie sind als

schicksalsbedingt aufzufessen"„

Der deschwerdeausschuß bei der Ruhrknappschaft änderte am
110 Juni 1951 den Bescheid vom 18„ September 1950 insofern,

als er dem Kläger (neben der Rente nach einer th„ von 70

V„H„) noch ein Pflegegeld nach ?flegegcldstufe I zu8pracho

Der Kläger rief das Oberversicherungsamt (OVAO) Dortmund an;

er begehrte, daß die Bechterewsche Erkrankung im Sinne der
Entstehung anerkannt und ihm eine Rente nach einer MdB° von

100 V„H„ gewährt werde°

Am 250 Februar 1952 stellte das 7ersorgA. Gelsenkirchen die

Versorgungsbezüge des Klägers nach dem Bundesversorgungsgesetz

(BVG) — Umanerkennung — neu fest; es wurden dieselben Schä—
digungsfolgen anerkannt und dieselben Leistungen gewährt wie

naeh demBescheid vom 18° September 1950 mit der Änderung
des Beschwerdeausschusses vom 11° Juni 1951.

Die Berufung an das CVA° Dortmund ging am 1° Januar 1954

als Klage auf das Sozialgericht (SG„) Dortmund über° Das SG°

entschied mit Urteil vom 6„ Juli 1954: "Unter Aufhebung der
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__5_

Entscheidung des Besehwerdeausschusses bei der Ruhrknapp—

'schaft in Bochum vom 110 Juni 1951 und in Abänderung des

Bescheides der Ruhrknappschaft vom 18° September 1950 und

des Umanerkernungsbeseheides des VersorgAa Gelsenkirchen

vom 25° Februar 1952 wird der Beklagte verurteilt, die

Bechterewsche Erkrankung als Wehrdienstbeschädigung im

Sinne des @ 1 des BVG anzuerkennen und an den Kläger ab

1„ Oktober 1950 eine Rente nach einer I—.ZdE°von 100 VOH°

zu zahlen)"

Mit der Berufung machte der Beklagte geltend, der angefoch—

tene Bescheid vom 18, September 1950, der die früheren Be—

scheide teilweise aufgehoben habe, sei nach Ziff„ 26 SVA 11

gerechtfertigt gewesen; aus mehreren ärztlichen Gutachten

gehe hervor, daß die Bechterewsche Erkränkung nicht durch

den Wehrdienst entstanden, sondern durch ihn nur verschlim—

mert werden sei; die Voraussetzungen der früheren Bescheide

der Ruhrknappsehaft hätten sich danach als unzutreffend er—

wiesen,‘ '

Das Landessozialgericht (LSG„) Nordrhein—Westfalen wies mit

Urteil vom 120 Juni 1956 die Berufung zurück: Durch das

Schreiben der Ruhrknappschaft vom 1° Juni 1950 und durch

die Antwort des Klägers vom 26„.Juni 1950 sei ein außerge—
richtlioher Vergleich Zustande gekommen; dessen Inhalt sei,

daß der Beklagte die MdB° des Klägers mit 100 V.H, anerkannt

und sich verpflichtet habe, entsprechende Leistungen
zu ge—

währen und daß der Kläger seinen Einspruch zurückgenommen

habe; an diesen rechtsgültigen Vergleich sei der Beklagte

gebunden gewesen; schon deshalb sei die Klage begründet; im

übrigen fehle dem "Berichtigungsbescheid vom 18, September
l950" die rechtliche Grundlage, dieser Bescheid könne auch

nicht auf Ziff„ 26 SVA Nr, 1 gestützt werden, diese Vor—
schrift finde auf Bescheide, die auf Grund der SVD Nr, 27
ergangen seien, keine Anwendung; der Beklagte sei an die
SVD—Beseheide, in denen er die Beobterewsche Erkrankung ohne
Jede Einschränkung als Sehüdigungsfolge anerkannt habe, ge—
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bunden; er habe daher weder in dem "Berichtigungsbescheid

vom 180 September 1950" noch in dem Umanerkennungsbescheid

vom 250 Februar 1952 die Schädigungsfolge nur noch im Sinne

der Verschlimmerung anerkennen dürfen; der Kläger sei nach

_dem Gutachten mehrerer ärztlicher Sachverständiger erwerbe—

unfähig, die Gewährung einer Rente nach einer MdB° von 100

V°H„ sei daher gerechtfertigt° Das LSG° ließ die Revision zu„

Das Urteil des LSG° wurde dem Beklagten am 26° Januar 1957

zugestellt„ Der Beklagte legtaam 13° Februar 1957 Revision

ein und beantragte?

das Urteil des LSG„ Nordrhein-Weetfelen vom
120 Juli 1956 und das Urteil des SG„ Dortmund

vom 6„ Juli 1954 aufzuheben und die Klage ab—

zuweiseno

Er begründete die Revision am 9„ März 1957: Das LSG„ habe

Ziff° 26 SVA Nr° 11 unrichtig angewandt; diese Vorschrift

habe die ”Berichtigung" auch solcher Bescheide ermöglicht,

die nach der SVD Hr„ 27 ergangen seien; sie habe den Zweck
verfolgt, die in der "ersten—Nachkriegszeit" unterlaufenen,

unrichtigen Anerkenntnisee von_Schädigungsfolgen "zu berei—

nigen"7 deshalb sei auch ihre Geltungsdauer befristet ge—

wesen„'

Der Kläger beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

II°

Die Revision ist zulässig, sie ist auch begründetß
Der Beklagte hat zwar in der Revisionsbegründung vom 7„ März

1957 nur Ausführungen über die Rechtmäßigkeit des angefoch—
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tenen Bescheids der Ruhrknappschaft vom 18„ September 1950

gemacht, den außergerichtlichen Vergleich, auf den das LSG,

den Klageanspruch in erster Linie gestützt hat, hat er nicht

erwähnt; indessen hat das Bundessozislgericht (BSG„)‚ da die

Revision nach @ 162 Abs, 1 Nro 1 des Sozielgerichtsgesetzes

(SGG) statthaft ist und die Revisionsbegründung, soweit die
Verletzung der Ziffer 26 der SVA Nr„ 11 gerügt wird, den

Formerfordernissen des @ 164 Abs„ 2 £CG entspricht, das an—6

gefochtene Urteil materiell—rechtlich vollständig nechzuprü—

fen; nur wenn die Statthaftigkeit der Revision auf Verfah— '

rensmängel gestützt wird, ist das BS , grundsätzlich auf

die Nachprüfung des vom Revisionshläger vorgetragenen Pro—

zeßstofi‘es beschränkt (BSG, l, 227 [537%
_

Das LSG, hat angenommen, der Anspruch des Klägers auf Ge—

währung einer Versorgungsrente nach einer lidE° um 100 VDH,

sei schon deshalb begründet, weil sich der Beklagte zu

einer solchen Leistung ygrtgggligh verpflichtet habe; es hat
"festgestellt", das Schreiben des Beklagten vom 10 Juni 1950

sei ein Angebot, das Schreiben des Klägers vom 26„ Juni 1950

dessen Annahme, dadurch sei zwischen den Beteiligten ein

außergerichtliohcr Vergleich zustande gekommen° Das LSG, hat

aber insoweit nicht eine "Tatsache", an die das BSG° gebun—

den ist (é 163 SGG), "festgestellt", es hat vielmehr den

Sachverhalt, insbesondere die Erklärungen der Beteiligten

(vgl° auch BSG° 7, 55) rechtlich gewürdigt; der Senat muß

prüfen, ob diese Würdigung zutrifft,

Ein Vergleich ist ein gegenseitiger Vertrag, durch den der

Streit oder die (auch nur subjektive) Ungewißheit der Par— '
teien über ein Rechtsverhältnis oder über einen A1spruch

„
oder dessen Verwirklichung im Wege gegenseitigen Nechgebens61

beseitigt wird (@ 779 BGB; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen
Zivilprozeßrechts, 7° Auflo 8° 600), Es kann dahingestellt

bleiben, inwieweit im Versorgungsrecht die Verwaltung und

die Berechtigten ihre Beziehungen durch außergerichtlichen
Vergleich regeln können; der Streit der Beteiligten ist hier
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nicht dadurch beseitigt worden, daß sie sich gegenseitig

“Zugeständnisse" gemacht haben (vgl° auch Urteil des BAG„

vom 19„9„1958‚ Juristenzeitung 1959 Nr° 1 3° 25, 24 mit wei—

teren Hinweisen und Ann, von Rosenberg), Im vorliegenden_

Falle hat die Ruhrknappschaft auf Grund der Behauptung des

Klägers in seinem Einspruch gegen den Bescheid vom 23,

August 1949, er sei nicht nur 80 V,H„, sondern mindestens

90 V,H, in seiner Erwerbsfähigkeit beschränkt, ein neues

ärztliches Gutachten eingeholt; der ärztliche Sachverstän—

dige hat angenommen, infolge Zunahme der Krankheitserschei«

nungen bestehe nunmehr bei dem Kläger Erwerbsunfähigkeit
und darüber hinaus Hilflosigkeit; die Ruhrknappschaft hat

daraufhin in ihrem Schreiben vom 1. Juni 1950 dem Kläger mit—
geteilt, daß sie sich diesem Gutachten anschließe; sie hat

dabei zum Ausdruck gebracht, daß sie dem Kläger dem Gutachten

entsprechend eine Rente von 100 V„H° und außerdeg Pflegegeld
ab 230 Februar 1950 gewähren wolle; die Ruhrknappschaft hat da—

mit kein Angebot zum Abschluß eines außergerichtlichen Ver—
gleichs "im Wege gegenseitigen Nachgebens" gemacht, auch

nicht dadurch, daß sie am Schluß der Erklärung den Kläger
gebeten hat, ihr mitzuteilen, ob er "bei_dieser Sachlage"

den Einspruch zurücknehme; sie hat mit dieser Anfrage ledig—

lich die formelle Erledigung des Einspruchsverfahrens er—
reichen wcllen; der Kläger hat, wie sich aus seiner Antwort

vom 26, Juni 1950 ergibt, nicht "nachgegeben"; er hat dazu

gar keinen Anlaß gehabt, nachdem ihm im Einspruchsverfahren

sogar mehr bewilligt worden ist, als er beantragt hat° In

dem Schreiben der Ruhrknappschaft vom 1, Juni 1950 ist des—

halb nichts anderes zu erblicken als ein neuer Bescheid, der

den im Einspruchsverfahren angefochtenen Bescheid vom 90 De-

zember 1949 ersetzt und das Vorverfahren durch die Gewährung

der beantragten Leistung erledigt (vgl. auch Rohr, Der Ver—
sorgungsbeamte 1959 Heft 1 S. 5), Der Beklagte ist damit

Versorgungsvcrhaltnis durch den mit der Klage angefochtenen

5escheid der Ruhrknappschaft vom 18° September 1950 neu zu
regeln° Zu prüfen bleibt aber, ob der Beklagte nicht an seine
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früheren Xerwgltypgggkte gebunden gewesen ist° Die Ruhr—
knappschaft hat in ihren Bescheiden vom 1, August 1947, 16„

Dezember 1948, 9, Dezember 1949, 10 Juni 1950 die Bechterew—

sche Erkrankung des Klägers ohne jede Einschränkung, also im

Sinne der Entstehung, als Schädigungsfolge anerkannt, sie

hat die Höhe der Rente nach dem gesamten Lcidenszustand fest—

gestellt, und zwar bis zur Gewährung eirer Rente nach einer

MdB, von 100 VOH„ nebst Eflegegeld durch den Bescheid vom 1°

Juni 1950„ Diese Bescheide sind Verwaltungsakte mit Dauerwir—

kung und ausschließlich begünstigender Natur; sie sind des—

halb sowohl nach den 55 77 SGG, 24 Verwaltungsverfahrensgesetz
(VeerG) wie nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungs—

rechts in dem Zeitpunkt, in dem sie dem Kläger zugegangen sind,

für die Beteiligten in der Sache bindend geworden, soweit durch

Gesetz nichts anderes bestimmt ist; die @@77 SGG und 24 VeerG

erfassen als Vorschriften, die zugunsten der Berechtigten er—

gangen sind, nach ihrem zeitlichen Celtungswillen auch Verwal—

tungsekte, die vor ihrem Inkrafttreten erlassen werden sind

(vgl° BSG, 7 S° 8 ff° 1117 mit weiteren Hinweisen)°

Der Bescheid der Ruhrknappschaft vom 180 September 1950, der

zusammen mit der Erklärung derselben Behörde vom 299 August

1950 und der Entscheidung des Beschwerdeausschusses vom 110

Juni 1951 eine einheitliche Erklärung der Verwaltung darstellt

(vgl„ auch 5 95 SGG), nimmt die Bescheide vom 1. August 1947,

16? Dezember 1948, 9° Dezember 1949 und 10 Juni 1950, die alle

auf Grund der SVD Nr, 27 erlassen worden sind, insoweit zu—

rück, als in ihnen die 5echterewsche Erkrankung des Klägers

ohne Einschränkung als dchädigungsfolge anerkannt und dem

Kläger eine Rente nach einer „dEo vor nehr als 70 V„H° bewil—

1igt werden ist, Die Ruhrkneppschaft hat darin zum Ausdruck

gebracht, daß sie die angeführten Bescheide für rechtswidrig

hält, weil übersehen worden sei, daß die "Erstenerkennung"

in dem 3escheid des VersorgA„ Dortmund vom 21„ November 1944

nur eine Anerkennung der Bechterewschen Erkrankung im Sinne

der Verschlimmerung gewesen sei und weil sich nunmehr herausge—
stellt habe, daß die bisherige Berentung des gesamten Leidens—
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zdstandes
als Sohädigungsfolge nicht den tatsächlichen und

rechtlichen Verhältnissen entsprochen habe, in Wirklichkeit

sei der Wehrdienst nur für einen Eggephlimgerppgpgptgil ur—

säohlich gehorden, dieser Anteil sei mit einer MdB° von 70 v„H°

zu bewerten, Zu prüfen ist deshalb, ob dieser Bescheid rechts—

wirksam ist; das ist dann der Fall, wenn die Rücknahme der
früheren Bescheide berechtigt gewesen ist° Für die Frage, ob

ein Verwaltungsakt ohne Dauerwirkung — hier der Rücknahmebe—

scheid vom 18° September 1950 ("Berichtigungsbescheid") — des—

sen Aufhebung mit der Klage begehrt wird, rechtmäßig

'oder rechtswidrig ist, kommt es auf die Sach— und Rechtslage

in dem Zeitpunkt an, in dem die letzte Verwaltungsentscheidung,

unter Umständen also die Entscheidung im Vorverfehren, ergangen

ist, nicht auf die Sach— und Rechtslage im Zeitpunkt der ge—

‘richtlichen 3ntscheiömr;n(ß8G„ 7, 8 1127 mit weiteren Hinweisenh
Der Bescheid vom 18, September 1950 hat nicht in @ 41 VeerG

(erst in Kraft getreten am la April 1955, 5 51 VeerG), wohl
aber in Ziff„ 26 SVA Nr, 11 vom 5, Juli 1947 (Amtsblo für die

brit° Zone 1947 S„ 234) eine rechtliche Grundlage; nach dieser

Vorschrift hat ein rechtskräftiger Bescheid, der auf Grund der

SVD Nr° 27 erlassen worden ist, zurückgenommen werden können,
"Wenn die Voraussetzungen der Bescheiderteilung sich als un—'

zutreffend erweisen" (vgl° dazu BSG. 3 S° 251 ff, 12627; 7,
e 1l37; auch Urteil des BSG, vom 17° Juli 1958 —11/9 RV
968/55 —), Die Ziff, 26 der SVA Nr, 11, eine von dem Präsi—
denten des Zentralamts für Arbeit erlassene Vorschrift, hat

auf der Ermächtigung des 5 22 SVD Nr, 27 beruht; sie hat auch
nicht gegen die 55 l, 2 SVD Nr, 27 verstoßen; die SVA Nr° 11
hat Normen enthalten, die sich auf das ganze Gebiet der ehe—

mals britischen Zone und damit über den Bereich des Berufungs—

‚gerichts hinaus erstreckt haben; sie ist "das Gesetz" im Sinne

der @@77 sec, 24 VeerG, das den Beklagten ermächtigt hat,
_auch bindend gewordene begünstigende Verwaltungsakte zurück—

zunehmen°

Der Bescheid vom 18° September 1950 trägt zwar die Bezeichnung
"Umrechnung der Rente"; in ihm ist auch die Ziff, 26 SVA Nr,ll
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nicht erwähnt, es wird vielmehr darauf hingewiesen, daß die

Rente neu festzustellen sei, wenn eine wesentliche 7nderung

in den Verhältnissen, die für die Feststellung maßgebend wa—

ren, eingetreten sei; damit hat die Beklagte zunächst offen—

bar 5 608 Reichsversicherungsordnung (RVG) als Rechtsgrund—

lage des Rücknahmebescheides angesehen; die Voraussetzungen

dieser Vorschrift haben allerdings nicht vorgelegen; @ 608

EVO ermächtigt die Verwaltung (ebenso wie später @ 62 Abs, 1
BVG) nur, Verwaltungsakte insoweit zurückzunehmen, als sie

nggh ihrem Erlaß, und sei es auch nur für einen Teil der Zeit,

auf die sich ihre Dauerwirkung erstreckt, fehlerhaft geworden

sind; Bescheide, die schon in dem Zeitpunkt, in dem die Ver—

waltung sie erlassen hat, ganz oder für einen Teil der Zeit,

auf die sich ihre Wirkung erstreckt, rechtswidrig gewesen sind,

haben nicht nach @ 608 EVO zurückgenommen werden dürfen, Der

Beklagte hat sich aber im Laufe des Bach sstreits zur Begründung

des strittigen Bescheides auf Ziff„ 26 SVA Nr, ll berufeno Ein

solches "Nachschieben" von Gründen durch die Behörde, die den

Verwaltungsakt erlassen hat, ist jedenfalls dann zulässig,

wenn der Verwaltungsakt durch die andere Begründung nach Vor—

aussetzung, Inhalt und Wirkungen nicht etwas anderes wird; ein

Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb rechtswidrig, weil die

rechtliche Begründung, die ihm von der Verwaltung beigegeben

ist, nicht zutrifft (BSG° 7, 8 1l2‚ 127 mit weiteren Hinweisen),

In vorliegenden Falle hat die "nachgeschobcne" Begründung den

Bescheid vom 18, September 1950 nicht in seinem Wesen verändert°

Durch ihn sind die früheren Bescheide zurückgenommen und die

Ansprüche des Klägers neu geregelt werden, Der Beklagte hat

ihn auf die Ziff, 26 SVA Nr, ll stützen können, wenn die Vor—

aus8etzungen dieser Vorschrift vorgelegen haben; offen ist

nur die Frage, ob die materiell—rechtlichen Voraussetzungen

der Ziff, 26 SVA Nr° ll gegeben geWesen sind, d„h° ob und

inwieweit sich die Voraussetzungen für den Erlaß der früheren

Beeeheide als unzutreffend erwiesen haben,

'Es kommt deshalb darauf an, ob die Behauptung des Beklagten

richtig ist, daß das Leiden des Klägers nur zum Teil Folge
des Wehrdienstes ist und daß der Anteil, der auf die Ver—
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schlimmerung durch den Wehrdienst zurückgeht, mit einer MdE°

von nicht mehr als 70 vc■o zu entschädigen ist° Über diese

Frage hat das LSGO nicht entschieden; es hat von seinem sach—

lich—rechtlichen Standpunkt hierüber auch nicht zu entschei—

den brauchen7 es hätte aber9 wenn es von zutreffenden recht—

lichen Erwägungen eusgegangen.wäre, hierüber entscheiden müs—

sen; das BSG° kann diese Entscheidung nicht selbst treffen,

weil es insoweit noch der Feststellung der rechtserheblicheh

Tatsachen bedarf; das Urteil des LSG° ist deshalb aufzuheben

und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das_L8G„ zurückzuverweisen (@ 170 Abs„ 2 SGG)„ Das LSG° wird
bei der neuen Entscheidung zu beachten haben, daß der Uman—

erkennungsbescheid des VersorgA„ Gelsenkirchen vom 25„ Februar

1952 nicht nach @ 96 SGG Gegenstand des Verfahrens geworden

ist; 5 96 Abs„ 1 SGG gilt nur für abändernde oder ersetzende

Bescheide? die gggh dem 31„ Dezember 1955 (Inkrafttreten des
SGG) ergangen sind (BSGD 49 281; Beschluß des BSG„ vom 70120

1955 SOZR„ SGG @ 96 Nr„ l)°

Die Kostenentscheidung bleibt dem Sehlußurteil vorbehalten°
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